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DianaGutjahr
DieNationalrätin aus Amriswil
lässt daheim lieber ihren
Gatten kochen.

Salzkorn
Ist es einePosse, ist es ein
Skikrimi?Vermisst wird die
Ski- undWintersportsammlung
Lichtensteig. Alte Ski, Trophäen
und Schuhe aus demToggen-
burgwaren bis 2014 als Leih-
gabe im SkimuseumVaduz zu
sehen gewesen. Nach demTod
des Betreibers verschwanden
die Zeugen einer Epoche, in der
die Vorfahren der dreifachen
WeltmeisterinMariaWalliser
dieHügel runtergeflitzt waren.

Mittlerweile weissman:
DasMaterial liegt im öster-
reichischenKitzbühel.Trotzdem
kommtman nicht daran heran.
Die aktuelle Besitzerin ver-
weigert jedesGespräch.

AmWochenendemacht der
Skizirkus just in KitzbühelHalt.
Die Schweizer Skilegende
Willi Forrer will die Käuferin
derMuseumsgegenstände am
Rande der Rennen zur Rede
stellen – auch er vermisst Helme
und Pokale. Ob Forrer Erfolg
haben und unser Skikulturerbe
zurückholenwird, wissenwir
nicht. Die schönste Rache an
denÖsterreichernwäre aber
ohnehin eine andere: ein Sieg
von Beat Feuz amSamstag auf
der Streif. dwa

Focus
Kleider aus 250 Jahren
sind imHistorischen
Museum zu sehen. 15

ANZEIGE

RastloseRennpause
ImWinter legen Radprofis wie
Stefan Küng die Basis für eine
erfolgreiche Saison. 40

Trinkwasser Heute wird die Trinkwasser-
Initiative eingereicht.DennWasser direkt ab
demHahnen wird geschätzt. 13 Bild: Getty

BeliebtesHahnenburgerEltern profitieren
vomSkilager-Urteil

Thurgau Das Bundesgericht zwingt die Schulen zu einer
Sonderaktion: Der Preis fürs Skilager wirdmassiv gesenkt.

ThomasWunderlin

ImDezemberhatdasBundesge-
richt den Elternbeitrag an Skila-
gerauf80FrankenproWochebe-
grenzt. Für die bevorstehende
Lagersaison können die Thur-
gauer Schulennichtmehranders
umdisponieren. Den fehlenden
Betrag müssen sie aus der eige-
nen Kasse bezahlen. Erlen bei-
spielsweisehatteeinenElternbei-
trag von 160 Franken verlangt.
Da 120 Erler Schüler ins Lager
fahren, hat die Schule Mehrkos-

tenvon rund9600Franken.Wie
esnächstes Jahrweitergeht, ist of-
fen. «Vielleichtwird es keine ob-
ligatorischen Lager mehr ge-
ben», sagt Heinz Leuenberger,
Schulpräsident von Erlen und
PräsidentdesSchulgemeindever-
bands. LautValentinHuber, dem
Beschwerdeführer ans Bundes-
gericht,würden freiwilligeLager
eine Zweiklassengesellschaft
bringen,«beiwelcherReicheSki-
sportbetreibenundsozial Schwä-
chere mit Basketball abgespeist
werden». 23

Frühbucher sparen
bares Geld

Sommerferien Dieses Jahr dürf-
ten Badeferien am nördlichen
Mittelmeer etwas teurer sein als
vergangenes Jahr. Branchenver-
treter rechnenmit 2ProzentAuf-
schlag. Ein Grund dafür ist der
gestiegene Euro, ein anderer,
dass die starke Nachfrage nach
MittelmeerdestinationendieAn-
geboteverteuerthat.Kommthin-
zu,dassdieZeitenvorbei sind, als
ReiseveranstalterKontingentean
Hotelzimmern und Flugzeugsit-
zen ein Jahr im Voraus zu fixen
Preisen kauften, um sie dann zu

ebenso festenPreisenandieKun-
denweiterzureichen.

Heute dagegen sind die Prei-
se meist tagesaktuell. Und falls
der Euro, wovon die Ökonomen
ausgehen,weiter anWert zulegt,
ist es günstiger, die Sommerfe-
rien zeitig zu buchen, statt zuzu-
warten. Zumal auch viele Reise-
büros mit Frühbucherrabatten
locken. Zudem seien die belieb-
testenZimmerundHotels fürdie
Hochsaison schnell ausverkauft.
Wer also früh bucht, hat eine
grössere Auswahl. (red) 2, 9

Auf demWeg
zumParlament

Romanshorn Von den sechs
Städten im Thurgau haben vier
ein Parlament. Möglicherweise
kommtRomanshornbaldeinmal
dazu. Fünf Parteien haben ges-
terneine Initiativemit 386Unter-
schriften eingereicht, die vom
Stadtrat verlangt, eine entspre-
chende Vorlage auszuarbeiten.
Die Grundsatzabstimmung dar-
übermuss innerhalb von einein-
halb Jahren stattfinden. Für die
Abschaffung der Gemeindever-
sammlung sind BDP, CVP, EVP,
FDP und SP, die SVP will daran
festhalten. (mso) 26

ValentinHuber
Beschwerdeführer

«DieKostendes
Skilagers sind
marginal im
Vergleichzum
Schulbudget.»

Der Christbaum
darf brennen

Mattwil Traditionell organisiert
der Dorfverein jedes Jahr nach
dem Dreikönigstag die «Christ-
baumverbrennete». Die Anwoh-
ner können ihre Bäume bringen
undgemeinsamineinemgrossen
Feuer verbrennen. Dazu gibt es
Wurst, Kuchen und Punsch.

Peter Stern, Gemeindepräsi-
dent vonBirwinken,findet solche
geselligen Anlässe, die erst noch
ein Brauchtum pflegen, sehr
wichtig. Trotzdem ist die «Ver-
brennete» nicht unproblema-
tisch. Das Thurgauer Amt für
Umwelt empfiehlt nämlich,
wegenderhohenFeinstaubbelas-
tungkeineoffenenFeuer imWin-
ter zu entzünden. Besser sollte
der Christbaum gehäkselt und
später imGartenverteiltwerden.
DochallerVorbehalteder kanto-
nalen Behörden zumTrotz: Hier
beugen sich die Regeln der Tra-
dition. (sba) 29

Verband verzeiht
Jagdunfall nicht

Fehlschüsse «Was da passierte,
ist absolutdaneben», sagtWalter
Schmid, Vizepräsident von Jagd
Thurgau. Der Verband nimmt
sein fehlbares Mitglied in die
Mangel, nicht in Schutz. Auf der
nächtlichen Jagd am Waldrand
bei Affeltrangen schoss ein Jäger
auf Schafe,meinte aber, es seien
Wildschweine.DerVerbandwolle
nun die Ergebnisse der Unter-
suchungenabwarten, erwägtda-
nach den Ausschluss des fehl-
barenJägersausdemJagdverband.
«Solche Mitglieder wollen wir
nicht», sagt Schmid imInterview
mit der «Thurgauer Zeitung».
Dieser Fehltritt schade dem Ruf
aller Jäger. VomKanton erwartet
er mindestens eine einjährige
Jagddispens. Falls ein Verstoss
gegendas Jagdgesetznachgewie-
sen werde, müssten auch straf-
rechtliche Konsequenzen ergrif-
fenwerden. (sme) 21

Täter war in der
Psychiatrie

Mattwil DieThurgauerStaatsan-
waltschaft führt gegen den mut-
masslichenTäter vonMattwil ein
Strafverfahren wegen Verdachts
auf versuchte vorsätzliche Tö-
tung. Der 24-jährige Schweizer
sitze in Untersuchungshaft, sagt
Mediensprecher Stefan Haffter.
Der Mann soll am Montag mit
demHammerauf eine 75-jährige
Frau losgegangen sein. Das Op-
fer wurde schwer verletzt. Die
Tatwaffe bestätigt die Staatsan-
waltschaftnicht.Auchnicht, dass
der Mann erst kurz vor der Tat
aus der Psychiatrie entlassen
wordensei.Beideswirdausmeh-
rerenvoneinanderunabhängigen
Quellenverlautet.Opfer undTä-
ter haben im selben Mehrfami-
lienhaus gewohnt. EineNachba-
rinmeldete amMontag der Not-
rufzentrale, in einer Wohnung
desHauses liegeeine schwerver-
letzte Frau. (red) 46
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Skilager zumSonderpreis
Thurgau Das Bundesgericht hat den Schulgemeinden einen Strich durch die Rechnung der bevorstehenden Skilager gemacht. Eltern
profitieren, denn das Skilager ihrer Kinder wird billiger. Abermöglicherweise gibt es bald keine obligatorischenKlassenlagermehr.

ThomasWunderlin
thomas.wunderlin@thurgauerzeitung.ch

120 Erler Sekschüler fahren im
Februar undMärz ins Skilager in
Wildhaus oder Elm. Statt 160
Franken wie veranschlagt kann
die Schule von denEltern für ein
fünftägiges Klassenlager maxi-
mal 80 Franken verlangen; ge-
mäss einem neuen Bundesge-
richtsurteil dürfen nur Verpfle-
gungskostenverrechnetwerden.
«Fakt ist, dass das Bundesge-
richtsurteil kurzfristig Probleme
verursacht», sagt Heinz Leuen-
berger, PräsidentderVolksschul-
gemeinde Erlen und des Ver-
bands der Thurgauer Schulge-
meinden. Abgesagt werden
könnendie Skilager nichtmehr –
nur schon,weil dieUnterkunft in
der Regel ein Jahr im voraus re-
serviert werdenmuss.

Der Fehlbetrag geht zu Las-
tenderSchulgemeinde; fürErlen
sinddas rund9600Franken.Für
andere Schulen im Kanton kön-
nenbis zu220FrankenproSchü-
ler anfallen.Denndie bisher gel-
tendeRegierungsratsverordnung
begrenzte den Pauschalpreis für
eineSkilagerwocheauf300Fran-
ken. Erlen blieb unter diesem
Preis, da die Schüler mit dem
SammelnvonAltpapierdasLager
mitfinanzieren. Gespart wird
auch durch dieMitarbeit von El-
tern, die imLager für die Schüler
kochen. Jedoch wird es laut dem
Erler Schulpräsidenten immer
schwieriger, dafür Freiwillige zu
finden.Wieesnächstes Jahrwei-
ter geht, weiss Leuenberger
nicht; darüber werde diese Wo-
che an einer Sitzung mit Vertre-
tern des Erziehungsdeparte-
mentsdiskutiert. «Vielleichtwird
eskeineobligatorischenKlassen-
lager mehr geben.» Bei freiwilli-

gen Lagern gilt die Obergrenze
des Elternbeitrags von 16 Fran-
ken pro Tag nicht.

Leuenbergerhält Schullager-
wochen für wichtig. Die Sozial-
kompetenzderSchülerwerdege-
stärkt.ManverbringeeineWoche
gemeinsam, diskutiere gemein-
samdieDetails, obmanmit dem
ZugoderdemCar fahre,wieman
die Abende gestalte.

Jedoch fahren inErlenbereits
jetzt nur 70Prozentder Sekschü-
ler ins Skilager. Die andern wol-
len nicht skifahren, oder die El-
ternmöchtenoder könnenkeine
Skiausrüstung finanzieren. Die

Daheimgebliebenenmüssensich
an einer «polysportive Woche»
beteiligen; auf dem Programm
stehen etwa Schwimmen, Ro-
deln, Turnen, Volleyball oder
Schlittschuhlaufen, dazu gibt es
eine gemeinsameVerpflegung.

Für Monika Knill bilden La-
ger und Exkursionen «einen
wichtigen Teil der Volksschule».
Sie hoffe, die Schulen würden
diese weiterhin anbieten,
schreibtdieErziehungsdirektorin
in einem Brief an die Thurgauer
Schulbehörden.

AuchValentinHuberhält Ski-
lager für «unabdingbar für die

Schulbildung». Der Kreuzlinger
Sekundarlehrer und Jurastudent
hat mit seiner Beschwerde das
Bundesgerichtsurteil erwirkt. Für
ihn ist es klar, dass die Schulen
dieZusatzkosten tragenmüssen.
Diese seien «marginal im Ver-
hältnis beispielsweise zu einem
Schulbudget von 50 Millionen
Franken». Huber verwahrt sich
gegen eine Aussage der Erzie-
hungsdirektorin, diedasBundes-
gerichtsurteil als «Lagerkiller»
bezeichnete.«DasBundesgericht
hat nur die vorherrschende Leh-
rebestätigt.»DasProblemseida-
durchentstanden,dassdieLager

immer teurer geworden seien
und man die öffentliche Volks-
schule fürAusländerpolitikmiss-
brauchen wollte. «Die Schulen
wollendasBudget tief halten, um
reiche Leute anzuziehen.»

Die Skilager freiwillig zu er-
klären, wäre laut Huber eine
Trotzreaktion. «Damit schafft
man eine absolute Chancenun-
gleichheit – eine Zweiklassenge-
sellschaft, bei welcher Reiche
Skisport betreiben und sozial
Schwächere mit einem Basket-
ball abgespeist werden.»

Ausserdem knüpfe man da-
mit am verpönten Merkmal der
sozialen Stellung an und wider-
sprächeerneutderBundesverfas-
sung, die direkte Diskriminie-
rung verbiete. «Damit jeder von
seinen Freiheitsrechten Ge-
brauchmachen kann, braucht es
eine kostenlose und obligatori-
sche Schulbildung.»

Gratis-Frühförderungstatt
Kostendrohung

DasBundesgericht hat gleichzei-
tig die Kostenbeteiligung der El-
tern an Sprachkursen aufgeho-
ben. Mit der Kostendrohung ha-
bendieSchulenElternerfolgreich
motiviert, ihreVorschulkinder in
Spielgruppen zu schicken. Man-
che Kinder sprechen beim Kin-
dergarteneintritt kein Deutsch,
obwohl sie hier aufgewachsen
sind – eingrossesProblemfürdie
Schulen.AuchBeschwerdeführer
Huber hält es für wichtig, dass
Kinder möglichst früh Deutsch
lernen.DieKostenbeteiligungsei
aber falsch: «Was bringt es, El-
tern nachträglich abzustrafen?
Das ist aus pädagogischer und
menschlicher Sicht total unpro-
fessionell. Besser ist es,wieande-
re Kantone eine unentgeltliche
Frühförderung anzubieten.»

In den nächsten Wochen fahren ein paar tausend Thurgauer Schüler ins Skilager: Skigebiet Flumserberg. Bild: Keystone/Gian Ehrenzeller

EVP fordert einemenschlichePolitik
Partei Die EVPThurgau stellt das Jahr 2018 unter dasMotto «DenMenschen und der
Umwelt Sorge tragen».Die Priorität setzt die Partei dabei auf die Familienpolitik.

«Wir haben den Menschen im
Fokus», sagt Wolfgang Acker-
knecht, seit 1. Januar Präsident
der EVP Thurgau, bei seiner Be-
grüssung zur Medienkonferenz.
Die Partei hatte gestern ins Res-
taurant Eisenbahn geladen, um
dieThemenschwerpunkte fürdas
Jahr vorzustellen. Kantonsrätin
ElisabethRickenbacherläuterte,
dass«wir auf dieFamilie unddie
Gesellschaft als kleinsteZelledes
Zusammenlebens Sorge tragen
müssen».Als eigentlichguteBot-
schaft bezeichnete sie die Tatsa-
che, dass die Menschen immer
länger leben würden, aber: «in-
zwischen ist eine vierte Genera-
tion entstanden». Das sei eine
grosseHerausforderung, auch im
Gesundheitsbereich. Die EVP
unterstütze deshalb die nationa-
le Pflegeinitiative. Zudem gelte
es, die kantonalenGeriatrie- und
Demenzkonzepte umzusetzen.

MitSystemwechsel
Landschonen

Für ein «ethisch verantwortetes
Handeln inArbeitsprozessenund
Unternehmertum» setzt sich
Nina Beerli, Mitglied der Partei-
leitung, ein. Als zentrales Anlie-
gennennt siegriffigeRegeln,wel-

che die Unternehmen dazu ver-
pflichteten, ihre ethische
Verantwortung wahrzunehmen
und ethisches Fehlverhalten zu
sanktionierten. «Die Konzern-
verantwortungsinitiative ist ein
Schritt in die richtige Richtung
undnimmtzentraleAnliegender
EVPauf», erklärt sie.Unter ande-
rementspreche die Stärkung der
internationalen Umweltstan-
dards der EVP-Forderung nach
solidarischem und enkeltaugli-
chem Umgang mit Umwelt und

Ressourcen. Wolfgang Ackenk-
necht tritt für einenSystemwech-
sel bei der Liegenschaftensteuer
ein. Diese sei vor über 50 Jahren
eingeführt worden. Das Ziel:
«Eine erhöhte Steuer auf Bau-
land». Auf der Grundlage des
Verursacherprinzips sollten öf-
fentliche Leistungen wie Er-
schliessungenoderUnterhalt der
Infrastruktur zu entgelten sein,
fordert er. Durch die höhere
Steuer könne eine bessere Aus-
nutzung des Baugebietes geför-

dertwerden.«DieerhöhteSteuer
auf Bauland erschwert zudem
dessen Hortung», zeigt sich
Ackerknechtüberzeugt.DieEVP
werde in diesem Sinn einen Vor-
stoss imGrossenRat einrechen.

Kürzungenwenig
weitsichtig

«WirnehmenzurKenntnis, dass
derGrosseRatper 2020daskan-
tonale Energieförderprogramm
um zwei Millionen Franken kür-
zen will», erklärt Vizepräsident
Urs-Peter Beerli. Die EVP erach-
te das als wenig weitsichtig und
setzt sich weiterhin dafür ein,
dassderKanton inden ihmzuste-
henden Bereichen eine aktive
Rolle spiele. «Eshandelt sich ins-
besondere um das Gebäudesa-
nierungsprogramm und die
Unterstützung von Fotovoltaik
und Geothermie in Anwendung
undErforschung.DieVerantwor-
tung wolle er jedoch nicht allein
der öffentlichen Hand überlas-
sen: «Jeder kann persönlich für
weniger Energieverbrauch und
eine gesunde Umwelt Vieles
tun.»

Kurt Peter
thurgau@thurgauerzeitung.ch

Sie stellten die Schwerpunkte 2018 vor: Urs-Peter Beerli, Elisabeth Ric-
kenbach, Nina Beerli und Wolfgang Ackerknecht. Bild: Kurt Peter

Millionen aus Bern
für Verkehrsverbesserungen

Verkehr Total 1,12 Milliarden
Franken will der Bundesrat zur
VerbesserungderVerkehrssitua-
tion in den Agglomerationen in-
vestieren. Er beantragt dies im
Rahmen der dritten Generation
der Agglomerationsprogramme.
Das hat er gestern entschieden,
wie es in einerMitteilung heisst.
Die entsprechende Vernehmlas-
sungsvorlage hat die Regierung
ebenfalls verabschiedet; die An-
hörung dauert bis EndeApril.

In den Genuss von Bundes-
beiträgensollenauchdreiProjek-
tekommen, andenenderKanton
Thurgaubeteiligt ist. Für dasAg-
glomerationsprogrammWil will
derBundmaximal 36,8Millionen
Frankenbeisteuern,derBeitrags-
satz beläuft sich auf 35 Prozent.
Eine Massnahme, die beispiels-
weiseunterstütztwerden soll, ist
die Erschliessung des Entwick-
lungsschwerpunktes Wil-West.
Auf dem Gebiet der Thurgauer
Gemeinde Münchwilen soll auf
einer Fläche von rund 10Hekta-
ren Potenzial für neue Arbeits-
plätzeentstehen – zusammenmit
demnahegelegenenGebietGlo-
ten rund 3000. Einen Beitrags-
satz von 35 Prozent sieht der
Bund fürdasAgglomerationspro-
gramm Kreuzlingen-Konstanz
vor. Für Massnahmen in dieser
Agglomeration sollen maximal

8,67MillionenFranken ausBern
fliessen.DasAgglomerationspro-
gramm St.Gallen-Bodensee soll
insgesamt 110,8Millionen Fran-
ken erhalten, ebenfallsmit einer
Kostenbeteiligung des Bundes
von 35 Prozent. Dieses Pro-
gramm beinhaltet den für den
Oberthurgau wichtigen Auto-
bahnzubringer Witen in Ror-
schach. Weiter eine neue Gleis-
querung in Romanshorn sowie
die Optimierung des Bodensee-
radweges.KeinenBeitrag leisten
will der Bund an dasAgglomera-
tionsprogramm Frauenfeld. Be-
gründung: ein ungenügendes
Wirkungsergebnis,wie es imBe-
richt des Bundes heisst.

«Wir freuen uns sehr, dass
drei Programme mit Thurgauer
Beteiligung je35ProzentBundes-
beiträgeerhalten», sagtdieThur-
gauer Regierungspräsidentin
CarmenHaag auf Anfrage. «Na-
türlich wären 40 Prozent noch
schöner gewesen.»Aber nurwe-
nige Programme in der Schweiz
würden den höheren Satz erhal-
ten.

Der Bundesrat will ab dem
Jahr 2019 imRahmenderdritten
Generation32Programmeunter-
stützen.Zwischen30und50Pro-
zentder Investitionskostenüber-
nimmt der Bund, wie es in der
Mitteilung heisst. (seb.) 3

ValentinHuber
Beschwerdeführer

«DieSchulen
wälzen immer
mehrKosten
aufdie
Eltern
ab.»


